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tionen verursachte gravierende Menschenrechtssituation in
Libanon200, 

1. verurteilt alle Gewalthandlungen gegen Zivilperso-
nen, namentlich die Bombenangriffe israelischer Militärkräfte
auf libanesische Zivilpersonen, die zahlreiche Tote und Ver-
letzte, darunter auch Kinder, forderten, in enormem Ausmaß
Häuser, Eigentum, Agrarland und unverzichtbare zivile Infra-
struktur zerstörten und zur Vertreibung von bis zu einer Mil-
lion libanesischer Zivilpersonen und zu Strömen von Flücht-
lingen führten, die den schweren Artillerie- und Bombenan-
griffen gegen die Zivilbevölkerung zu entkommen suchten,
wodurch das Ausmaß des menschlichen Leids in Libanon wei-
ter verschärft wurde;

2. betont, wie wichtig die Sicherheit und das Wohl aller
Kinder sind;

3. bekundet ihre tiefe Besorgnis über die nachteiligen
Folgen der israelischen Militäroperationen für das Wohl liba-
nesischer Kinder, namentlich ihr geistiges und seelisches
Wohl;

4. betont, dass Angriffe auf Zivilpersonen, gleichviel
wo sie begangen werden, gegen das humanitäre Völkerrecht
verstoßen und eine flagrante Verletzung der Menschenrechte
darstellen, verurteilt die Tötung von Kindern, Frauen, älteren
Menschen und anderen Zivilpersonen in Libanon, unter-
streicht, dass solche Handlungen nicht ungestraft bleiben dür-
fen, und fordert insbesondere Israel auf, seine Verpflichtungen
nach dem Recht der Menschenrechte, insbesondere dem Über-
einkommen über die Rechte des Kindes194, sowie nach dem hu-
manitären Völkerrecht streng einzuhalten;

5. beklagt den Tod von über 1.100 Zivilpersonen, ein
Drittel davon Kinder, infolge der israelischen Militäroperatio-
nen in Libanon;

6. verurteilt nachdrücklich den gezielten Einsatz von
Streumunition in Libanon durch Israel, der zum größten Teil
in den zweiundsiebzig Stunden unmittelbar vor der Einstel-
lung der Feindseligkeiten und nach der Verabschiedung der
Resolution 1701 (2006) des Sicherheitsrats erfolgte und bei
dem über eine Million nicht explodierter Submunitionen zu-
rückblieben, die das Leben von Kindern und Zivilpersonen be-
drohen und die Wiederherstellungs- und Wiederaufbaubemü-
hungen beeinträchtigen;

7. beklagt die Umweltschäden, die durch die israeli-
schen Luftangriffe auf Kraftwerke in Libanon verursacht wur-
den, und ihre nachteiligen Auswirkungen auf die Gesundheit
und das Wohl von Kindern und anderen Zivilpersonen;

8. fordert die internationale Gemeinschaft auf, der Re-
gierung Libanons dringend finanzielle Hilfe zur Unterstützung
der raschen Wiederherstellung, des Wiederaufbaus und der
Stärkung der Volkswirtschaft des Landes, einschließlich der
Rehabilitation der Opfer, der Rückkehr der Vertriebenen und
der Wiederherstellung der unverzichtbaren Infrastruktur, zu

gewähren, und dankt den Mitgliedstaaten, den Organen der
Vereinten Nationen und den zwischenstaatlichen, regionalen
und nichtstaatlichen Organisationen, die dem Volk und der
Regierung Libanons Hilfe gewährt haben und weiter gewäh-
ren. 

RESOLUTION 61/155

Verabschiedet auf der 81. Plenarsitzung am 19. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/443/Add.2 und Corr.1,
Ziff. 123)201.

61/155. Vermisste Personen

Die Generalversammlung,

geleitet von den Zielen, Grundsätzen und Bestimmungen
der Charta der Vereinten Nationen,

sowie geleitet von den Grundsätzen und Normen des hu-
manitären Völkerrechts, insbesondere den Genfer Abkommen
vom 12. August 1949202 und den Zusatzprotokollen von
1977203, und den internationalen Menschenrechtsnormen, ins-
besondere der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte204,
dem Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kul-
turelle Rechte205, dem Internationalen Pakt über bürgerliche
und politische Rechte205, dem Übereinkommen zur Beseiti-
gung jeder Form von Diskriminierung der Frau206, dem Über-
einkommen über die Rechte des Kindes207 und der Erklärung
und dem Aktionsprogramm von Wien, die am 25. Juni 1993

200 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-first Session,
Supplement No. 53 (A/61/53), dritter Teil, Kap. I.

201 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Argentinien, Armenien,
Aserbaidschan, Äthiopien, Bangladesch, Belarus, Belgien, Benin, Bos-
nien und Herzegowina, Chile, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Demokratische
Republik Kongo, Deutschland, Ecuador, ehemalige jugoslawische Repu-
blik Mazedonien, Fidschi, Georgien, Griechenland, Guatemala, Haiti,
Honduras, Jamaika, Jordanien, Kamerun, Kanada, Kasachstan, Katar,
Kenia, Kirgisistan, Kongo, Kroatien, Liberia, Libysch-Arabische Dscha-
mahirija, Liechtenstein, Mexiko, Moldau, Nicaragua, Niger, Nigeria,
Österreich, Pakistan, Panama, Peru, Rumänien, Saudi-Arabien, Schweiz,
Senegal, Serbien, Sierra Leone, Spanien, Sudan, Syrische Arabische Re-
publik, Tadschikistan, Tunesien, Ukraine, Usbekistan, Venezuela (Boli-
varische Republik) und Zypern.
202 United Nations, Treaty Series, Vol. 75, Nr. 970-973. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1954 II S. 781; LGBl. 1989 Nr. 18-21; öBGBl.
Nr. 155/1953; AS 1951 181 207 228 300.
203 Ebd., Vol. 1125, Nr. 17512 und 17513. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1990 II S. 1550; LGBl. 1989 Nr. 62; öBGBl. Nr. 527/1982; AS 1982 1362
(Protokoll I); dBGBl. 1990 II S. 1637; LGBl. 1989 Nr. 63; öBGBl.
Nr. 527/1982; AS 1982 1432 (Protokoll II).
204 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
205 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS
1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57;
öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).
206 United Nations, Treaty Series, Vol. 1249, Nr. 20378. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1985 II S. 647; LGBl. 1996 Nr. 164; öBGBl.
Nr. 443/1982; AS 1999 1579.
207 Ebd., Vol. 1577, Nr. 27531. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1992 II
S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993; AS 1998 2055.
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von der Weltkonferenz über Menschenrechte verabschiedet
wurden208, 

unter Hinweis auf alle ihre früheren einschlägigen Resolu-
tionen über vermisste Personen sowie auf die von der Men-
schenrechtskommission verabschiedeten Resolutionen,

mit tiefer Besorgnis davon Kenntnis nehmend, dass die be-
waffneten Konflikte in verschiedenen Teilen der Welt nach
wie vor anhalten, was häufig schwere Verstöße gegen das hu-
manitäre Völkerrecht und das Recht der Menschenrechte zur
Folge hat,

eingedenk der wirksamen Suche nach Vermissten und ihrer
Identifizierung durch herkömmliche forensische Methoden
und anerkennend, dass auf dem Gebiet der DNS-Analyse in
der Gerichtsmedizin große technologische Fortschritte erzielt
wurden, die bei den Bemühungen, Vermisste zu identifizieren,
maßgeblich helfen könnten,

feststellend, dass die Frage der Personen, die im Zusam-
menhang mit internationalen bewaffneten Konflikten als ver-
misst gemeldet werden, insbesondere derjenigen, die Opfer
schwerer Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht und das
Recht der Menschenrechte sind, die Anstrengungen zur Been-
digung dieser Konflikte nach wie vor beeinträchtigt und Leid
über die Familien der Vermissten bringt, und in dieser Hinsicht
betonend, dass diese Frage unter anderem auch unter humani-
tären Gesichtspunkten angegangen werden muss, 

unter Hinweis auf die Bemerkungen und Empfehlungen
zur Bewältigung des Problems der vermissten Personen und
ihrer Familien, die von der Internationalen Konferenz staatli-
cher und nichtstaatlicher Sachverständiger zu dem Thema
„Die Vermissten: Maßnahmen zur Lösung des Problems von
Personen, deren Verbleib infolge bewaffneter Konflikte oder
interner Gewalt unbekannt ist, und zur Unterstützung ihrer Fa-
milien“, die vom 19. bis 21. Februar 2003 in Genf stattfand,
verabschiedet wurden,

sowie unter Hinweis auf das Humanitäre Aktionspro-
gramm, das von der vom 2. bis 6. Dezember 2003 in Genf ab-
gehaltenen achtundzwanzigsten Internationalen Rotkreuz-
und Rothalbmond-Konferenz verabschiedet wurde, insbeson-
dere auf sein Gesamtziel 1, die Würde von Personen, die in-
folge bewaffneter Konflikte oder anderer Situationen bewaff-
neter Gewalt vermisst werden, sowie die ihrer Familien zu ach-
ten und wiederherzustellen,

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von den Bemühun-
gen, die derzeit auf regionaler Ebene unternommen werden,
um die Frage der vermissten Personen anzugehen,

1. fordert die Staaten nachdrücklich auf, die in den Gen-
fer Abkommen vom 12. August 1949202 und gegebenenfalls in
den Zusatzprotokollen von 1977203 niedergelegten Regeln des
humanitären Völkerrechts streng zu befolgen und zu achten
und ihre Achtung sicherzustellen;

2. fordert die Staaten, die Parteien eines bewaffneten
Konflikts sind, auf, alle angemessenen Maßnahmen zu treffen,
um zu verhindern, dass im Zusammenhang mit dem bewaff-
neten Konflikt Personen verschwinden, und über den Verbleib
der infolge einer solchen Situation als vermisst gemeldeten
Personen Rechenschaft abzulegen;

3. bekräftigt das Recht der Familien, das Schicksal ihrer
im Zusammenhang mit bewaffneten Konflikten als vermisst
gemeldeten Angehörigen zu erfahren;

4. bekräftigt außerdem, dass jede an einem bewaffneten
Konflikt beteiligte Partei verpflichtet ist, sobald die Umstände
es zulassen, spätestens jedoch nach Beendigung der aktiven
Feindseligkeiten, nach dem Verbleib der Personen zu for-
schen, die von einer gegnerischen Partei als vermisst gemeldet
worden sind;

5. fordert die Staaten, die Parteien eines bewaffneten
Konflikts sind, auf, unverzüglich alle gebotenen Maßnahmen
zur Feststellung der Identität und des Schicksals der Personen
zu ergreifen, die im Zusammenhang mit dem bewaffneten
Konflikt als vermisst gemeldet wurden, und soweit irgend
möglich ihren Familienangehörigen über die geeigneten Ka-
näle alle ihnen vorliegenden sachdienlichen Informationen
über das Schicksal der Vermissten zukommen zu lassen;

6. anerkennt in dieser Hinsicht die Notwendigkeit der
Erhebung, des Schutzes und der Verwaltung von Daten über
vermisste Personen im Einklang mit internationalen und na-
tionalen rechtlichen Normen und Standards und fordert die
Staaten nachdrücklich auf, untereinander und mit anderen in
diesem Bereich tätigen Akteuren zusammenzuarbeiten, unter
anderem indem sie alle sachdienlichen und geeigneten Infor-
mationen im Zusammenhang mit vermissten Personen zur
Verfügung stellen;

7. ersucht die Staaten, den Fällen von Kindern, die im
Zusammenhang mit bewaffneten Konflikten als vermisst ge-
meldet worden sind, höchste Aufmerksamkeit zu schenken
und geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um nach diesen Kin-
dern zu suchen und ihre Identität festzustellen;

8. bittet die Staaten, die Parteien eines bewaffneten
Konflikts sind, bei der Aufklärung des Schicksals der vermiss-
ten Personen voll mit dem Internationalen Komitee vom Roten
Kreuz zusammenzuarbeiten und in Bezug auf diese Frage ei-
nen umfassenden und ausschließlich auf humanitären Erwä-
gungen beruhenden Ansatz zu verfolgen, der alle gegebenen-
falls erforderlichen praktischen Maßnahmen und Koordinie-
rungsmechanismen umfasst;

9. fordert die Staaten nachdrücklich auf und legt den
zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen na-
he, auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene alle er-
forderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um das Problem der im
Zusammenhang mit bewaffneten Konflikten als vermisst ge-
meldeten Personen anzugehen, und auf Ersuchen der betroffe-
nen Staaten angemessene Unterstützung zu gewähren, und be-
grüßt in dieser Hinsicht die Einsetzung von Ausschüssen und
Arbeitsgruppen für vermisste Personen und die von ihnen un-
ternommenen Bemühungen;208 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III.
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10. fordert die Staaten auf, unbeschadet ihrer Anstren-
gungen zur Aufklärung des Schicksals der im Zusammenhang
mit bewaffneten Konflikten vermissten Personen geeignete
Maßnahmen in Bezug auf die Rechtsstellung der vermissten
Personen und ihrer Familienangehörigen zu treffen, unter an-
derem hinsichtlich der sozialen Sicherung, finanzieller Ange-
legenheiten, des Familienrechts und der Eigentumsrechte; 

11. bittet die zuständigen Menschenrechtsmechanismen
beziehungsweise -verfahren, das Problem der im Zusammen-
hang mit bewaffneten Konflikten als vermisst gemeldeten Per-
sonen in ihren anstehenden Berichten an die Generalversamm-
lung zu behandeln;

12. ersucht den Generalsekretär, diese Resolution allen
Regierungen, den zuständigen Organen der Vereinten Natio-
nen, den Sonderorganisationen, den regionalen zwischenstaat-
lichen Organisationen und den internationalen humanitären
Organisationen zur Kenntnis zu bringen;

13. ersucht den Generalsekretär außerdem, dem Men-
schenrechtsrat auf seiner entsprechenden Tagung und der Ge-
neralversammlung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung einen
umfassenden Bericht über die Durchführung dieser Resolution
samt relevanten Empfehlungen vorzulegen;

14. beschließt, die Frage auf ihrer dreiundsechzigsten
Tagung zu behandeln.

RESOLUTION 61/156
Verabschiedet auf der 81. Plenarsitzung am 19. Dezember 2006, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 130 Stimmen bei 54 Gegenstimmen und 3 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/443/Add.2 und Corr.1,
Ziff. 123)209:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangla-
desch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brunei
Darussalam, Burkina Faso, Burundi, China, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Demokra-
tische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Dominica, Domini-
kanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Gabun,
Gambia, Ghana, Grenada, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti,
Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Jemen,
Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgi-
sistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokrati-
sche Republik, Lesotho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Ma-
dagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius,
Mexiko, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, Nicaragua, Ni-
ger, Nigeria, Oman, Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Phil-
ippinen, Ruanda, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, São Tomé
und Príncipe, Saudi-Arabien, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Somalia, Sri

Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname,
Swasiland, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste,
Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tunesien, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda,
Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte
Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam, Zentralafrikanische
Republik.

Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowi-
na, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Ma-
zedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island,
Israel, Italien, Japan, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Malta, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Moldau, Mo-
naco, Montenegro, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Po-
len, Portugal, Republik Korea, Rumänien, San Marino, Schweden, Schweiz, Ser-
bien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine,
Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staa-
ten von Amerika, Zypern.

Enthaltungen: Brasilien, Chile, Singapur.

61/156. Die Globalisierung und ihre Auswirkungen auf
den vollen Genuss aller Menschenrechte

Die Generalversammlung,

geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta der
Vereinten Nationen und insbesondere auf die Notwendigkeit
hinweisend, eine internationale Zusammenarbeit bei der För-
derung und Festigung der Achtung vor den Menschenrechten
und Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied herbeizuführen,

unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte210 sowie die Erklärung und das Aktionsprogramm
von Wien, die am 25. Juni 1993 von der Weltkonferenz über
Menschenrechte verabschiedet wurden211,

sowie unter Hinweis auf den Internationalen Pakt über bür-
gerliche und politische Rechte212 und den Internationalen Pakt
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte212,

ferner unter Hinweis auf die Erklärung über das Recht auf
Entwicklung, die die Generalversammlung in ihrer Resolution
41/128 vom 4. Dezember 1986 verabschiedete,

unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der Verein-
ten Nationen213 und die Ergebnisdokumente der dreiundzwan-
zigsten214 und der vierundzwanzigsten215 Sondertagung der Ge-
neralversammlung, die vom 5. bis 10. Juni 2000 in New York
beziehungsweise vom 26. Juni bis 1. Juli 2000 in Genf statt-
fanden,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 60/152 vom
16. Dezember 2005,

209 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Angola, Aserbaidschan,
Äthiopien, Bangladesch, Barbados, Benin, Botsuana, Burkina Faso, Bu-
rundi, China, Côte d’Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Dschibuti,
Ghana, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Jemen, Kamerun, Kenia,
Komoren, Kongo, Kuba, Lesotho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Malawi, Malaysia, Marokko, Mauretanien, Myanmar,
Nicaragua, Pakistan, Philippinen, Sambia, Saudi-Arabien, Sierra Leone,
Simbabwe, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabische
Republik, Timor-Leste, Uganda, Usbekistan, Vereinigte Arabische Emi-
rate, Vereinigte Republik Tansania und Vietnam. 

210 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ ar217a3.html.
211 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III.
212 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS
1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57;
öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).
213 Siehe Resolution 55/2.
214 Resolutionen S-23/2, Anlage, und S-23/3, Anlage.
215 Resolution S-24/2, Anlage.




